KURZDARSTELLUNGEN

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION

Die Kommission ist das Organ der EU, das das alleinige Initiativrecht im Bereich
der Legislative und wichtige Exekutivbefugnisse in Politikfeldern wie Wettbewerb
und AuBenhandel besitzt. Sie ist das wichtigste Exekutivorgan der Européischen
Union und besteht aus einem Kollegium von Kommissionsmitgliedern, dem ein
Mitglied je Mitgliedstaat angehort. Die Kommission Uberwacht die Anwendung

des Unionsrechts und die Einhaltung der Vertrdage durch die Mitgliedstaaten.
DarUber hinaus fUhrt sie den Vorsitz in den mit der Umsetzung des Unionsrechts
beauftragten Ausschissen. Das frUhere System der Ausschussverfahren wurde
durch neue Rechtsinstrumente ersetzt: die DurchfUhrungsrechtsakte und die
delegierten Rechtsakte.

RECHTSGRUNDLAGE

Artikel 17 des Vertrags Uber die Européaische Union (EUV), die Artikel 234, 244 bis
250, 290 und 291 des Vertrags Uber die Arbeitsweise der Europaischen Union (AEUV)
und der Vertrag zur Einsetzung eines gemeinsamen Rates und einer gemeinsamen
Kommission der Europédischen Gemeinschaften (Fusionsvertrag).

GESCHICHTLICHER UBERBLICK

Urspringlich besal3 jede Gemeinschaft ein eigenes Exekutivorgan: die Hohe Behorde
der Europaischen Gemeinschaft fir Kohle und Stahl (EGKS) (1951) und jeweils
eine Kommission fUr die beiden 1957 durch die Romischen Vertrage gegrindeten
Gemeinschaften: EWG und Euratom. Im Wege des Fusionsvertrags vom 8. April 1965
wurden sowohl die Exekutivstrukturen der EGKS, der EWG und der Euratom als
auch die Haushalte dieser Organe (das wichtigste unter ihnen ist die Kommission) zu
einer gemeinsamen Kommission der Europédischen Gemeinschaften fusioniert (siehe
Arbeitsblatt 1.1.2). Als der EGKS-Vertrag 50 Jahre nach Grindung der Gemeinschaft
im Jahr 2002 auslief, wurde entschieden, dass die Vermogenswerte der EGKS an
die Kommission zurUckflieBen, die dafUr zustandig ware, noch ausstehende Vorhaben
fertigzustellen, die Vermogenswerte der EGKS zu verwalten und sicherzustellen, dass
die Forschungstatigkeiten in der Kohle- und Stahlindustrie finanziert werden.

ZUSAMMENSETZUNG UND RECHTSPERSONLICHKEIT

A. Anzahl der Mitglieder

Der Kommission gehdrten lange Zeit mindestens ein, allerdings nicht mehr als zwei
Mitglieder pro Mitgliedstaat an. Im Vertrag von Lissabon war urspringlich vorgesehen,
dass die Kommission ab dem 1. November 2014 aus einer Zahl von Mitgliedern
besteht, die zwei Dritteln der Zahl der Mitgliedstaaten entspricht. Zugleich sollte
durch den Vertrag ein Flexibilitatskriterium hinzukommen, sodass die endguUltige
Zahl der Mitglieder der Kommission vom Europaischen Rat festgelegt werden kann
(Artikel 17 Absatz 5 EUV). Im Jahr 2009 hat der Europaische Rat beschlossen, dass
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die Kommission weiterhin aus einer Zahl von Mitgliedern zusammengesetzt ist, die der
Zahl der Mitgliedstaaten entspricht.

B. Ernennungsverfahren

Im Vertrag von Lissabon ist festgelegt, dass das Ergebnis der Wahl zum Europaischen
Parlament zu berUcksichtigen ist, wenn der Europédische Rat dem Parlament nach
entsprechenden Konsultationen (gemal der dem Vertrag als Anhang beigefigten
Erklarung Nr. 11 zu Artikel 17 Absatze 6 und 7 EUV) mit qualifizierter Mehrheit den
Kandidaten fUr das Amt des Prasidenten der Kommission vorschlagt. Das Europaische
Parlament wahlt diesen Kandidaten mit der Mehrheit seiner Mitglieder (Artikel 17
Absatz 7 EUV).

Der Rat der Europaischen Union (im Folgenden ,der Rat"), der aus Ministern der
Regierungen jedes EU-Mitgliedstaats besteht, bestatigt mit qualifizierter Mehrheit
und im Einvernehmen mit dem designierten Kandidaten fUr das Amt des Prasidenten
die Liste der Ubrigen Kandidaten, die er gemaf3 den von den einzelnen Mitgliedstaaten
unterbreiteten Vorschlagen als Mitglieder der Kommission zu benennen gedenkt.

Der Prasident und die Ubrigen Mitglieder der Kommission — einschlie3lich des
Hohen Vertreters der Union fiUr AulBen- und Sicherheitspolitik — stellen sich als
Kollegium einem Zustimmungsvotum des Europaischen Parlaments. Danach wird die
Kommission vom Europaischen Rat, der aus den Staats- oder Regierungschefs der
EU-Mitgliedstaaten besteht, mit qualifizierter Mehrheit ernannt.

Seit dem Vertrag von Maastricht wird die Amtszeit der Mitglieder der Kommission der
Wahlperiode des Europaischen Parlaments angepasst, d. h. sie dauert fUnf Jahre und
kann verlangert werden.

C. Rechenschaftspflicht
1. Eigenverantwortung (Artikel 245 AEUV)
Die Mitglieder der Kommission

— Ubenihre Tatigkeit in voller Unabhangigkeit zum allgemeinen Wohl der Union aus;
sie dUrfen insbesondere Anweisungen von Dritten — einer Regierung oder einer
anderen externen Stelle — weder anfordern noch entgegennehmen und

— siedUrfen keine andere entgeltliche oder unentgeltliche Berufstatigkeit ausiben.

Ein Mitglied der Kommission kann auf Antrag des Rates oder der Kommission durch
den Gerichtshof seines Amtes enthoben werden, wenn es die genannten Pflichten
verletzt oder eine schwere Verfehlung begangen hat (Artikel 247 AEUV).

2. Gemeinsame Verantwortung

Die Kommission ist gemal3 Artikel 234 AEUV gegenUber dem Parlament geschlossen
verantwortlich. Nimmt das Parlament einen Misstrauensantrag gegen die Kommission
an, missen ihre Mitglieder geschlossen zurUcktreten, einschlie3lich des Hohen
Vertreters der Union fUr AuBen- und Sicherheitspolitik, der sein im Rahmen der
Kommission ausgeUbtes Amt niederzulegen hat.
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ORGANISATION UND ARBEITSWEISE

Die Kommission arbeitet entsprechend den politischen Vorgaben ihres Prasidenten,
der Uber ihre interne Organisation beschliet. Der Prasident verteilt die
Tatigkeitsbereiche auf die Mitglieder. Jedes Mitglied der Kommission ist somit
for ein bestimmtes Politikfeld verantwortlich und Ubt die Amtsgewalt Uber
die entsprechenden Verwaltungsdienststellen aus. Nach der Billigung durch das
Kollegium ernennt der Prasident die Vizeprasidenten aus den Reihen seiner Mitglieder.
Der Hohe Vertreter ist automatisch ein Vizeprasident der Kommission. Ein Mitglied
der Kommission muss zurUckzutreten, sobald der Prasident nach der Zustimmung des
Kollegiums darum ersucht.

Die Kommission verfigt Uber ein Generalsekretariat mit 33 Generaldirektionen, die
die Politik, die Rechtsvorschriften und die Finanzierung der EU ausarbeiten, verwalten
und umsetzen. DarUber hinaus gibt es noch 20 Sonderabteilungen (Dienststellen und
Agenturen), die sich mit Ad-hoc-Fragen oder horizontalen Fragen befassen. Dazu
gehoren das Europaische Amt fir Betrugsbekampfung, der Juristische Dienst, die
Historischen Archive, das Amt fUr Veroffentlichungen, das Europaische Zentrum fir
politische Strategie und die Taskforce fUr die Vorbereitung und DurchfUhrung der
Verhandlungen mit dem Vereinigten Kénigreich auf der Grundlage von Artikel 50
EUV. Ferner gibt es sechs Exekutivagenturen, etwa die Exekutivagentur fUr die
Forschung, die Aufgaben durchfUhren, welche ihnen von der Kommission Ubertragen
wurden, allerdings eine eigene Rechtspersonlichkeit besitzen. Abgesehen von einigen
Ausnahmen fasst die Kommission ihre BeschlUsse mit der Mehrheit ihrer Mitglieder
(Artikel 250 AEUV).

Die Kommission trifft sich allwéchentlich, um Uber politisch sensible Themen
zu beraten und die Vorschlage anzunehmen, denen im muindlichen Verfahren
zugestimmt werden muss, wahrend weniger sensible Themen im schriftlichen
Verfahren angenommen werden. Verwaltungsbezogene oder administrative
MalBBnahmen koénnen durch ein System der Ermachtigung angenommen werden,
wobei das Kollegium eines seiner Mitglieder dazu befugt, Beschlisse in seinem
Namen zu fassen (dies ist insbesondere in Bereichen wie Agrarbeihilfen oder
Antidumpingmaf3nahmen von Bedeutung), oder durch eine WeiterUbertragung, bei
der BeschlUsse an eine administrative Ebene Ubertragen werden, in der Regel an die
Generaldirektoren.

BEFUGNISSE

A. Initiativbefugnisse

Die Kommission besitzt grundsatzlich das alleinige Initiativrecht beim Erlass von
Rechtsvorschriften der EU (Artikel 17 Absatz 2 EUV). Sie arbeitet EntwUrfe von
Rechtsakten aus, die von den beiden beschlussfassenden Organen (Parlament und
Rat) angenommen werden sollen.
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1. Umfassende Initiativbefugnisse: Vorschlagsbefugnis
a. Initiative der Rechtsetzung

Die Vorschlagsbefugnis ist in diesem Sinne die umfassendste Form der
Initiativbefugnis, zum einen, weil es sich stets um ein ausschlief3liches Recht handelt,
und zum anderen, weil das beschlieBende Organ in seinen Handlungen stark
eingeschrankt ist, da es ohne Vorschlag keinen Beschluss fassen und auch nur auf der
Grundlage des vorgelegten Vorschlags beschlieBen kann.

Die Kommission arbeitet samtliche Legislativvorschlage (fir Verordnungen oder
Richtlinien) aus, die zur DurchfUhrung der Vertrage erforderlich sind, und legt sie dem
Rat und dem Parlament vor (siehe Arbeitsblatt 1.2.3).

b. Haushaltsinitiative

Die Kommission arbeitet den Entwurf des Haushaltsplans aus, den sie gemal
Artikel 314 AEUV dem Rat und dem Parlament vorlegt (siehe Arbeitsblatt 1.2.5). Alle
Organe mit Ausnahme der Kommission stellen alljahrlich Haushaltsvoranschlage auf,
auch was die jeweiligen Einnahmen und Ausgaben insgesamt betrifft, die sie der
Kommission vor dem 1. Juli (Artikel 39 Absatz 1 der Haushaltsordnung) Ubermitteln.
Ebenfalls Gbermitteln alle Einrichtungen, die nach MalBgabe der Vertrage gegrindet
wurden, Rechtspersonlichkeit haben und einen Beitrag zulasten des Haushalts
erhalten, der Kommission bis zum 31. Januar jedes Jahres Haushaltsvoranschlage. Die
Kommission Ubermittelt anschlieBend die Haushaltsvoranschlage der EU-Agenturen
an das Parlament und den Rat und schlagt die Hohe des Beitrags fiUr jede EU-
Einrichtung sowie die Anzahl der Bediensteten vor, die sie fUr das folgende
Haushaltsjahr in der jeweiligen Einrichtung fUr erforderlich halt.

Im Zusammenhang mit dem Eigenmittelsystem der EU muss der Grundsatzbeschluss
Uber die Eigenmittel vom Rat auf Vorschlag der Kommission (Artikel 17 EUV) und
nach Anhoérung des Parlaments gemal einem besonderen Gesetzgebungsverfahren
einstimmig angenommen werden. Es ist jederzeit moglich, neue Kategorien von
Eigenmitteln einzufUhren und bestehende Kategorien abzuschaffen (Artikel 311
Absatz 3 AEUV), doch dirfen solche Entscheidungen lediglich auf Vorschlag der
Kommission hin gefasst werden (Artikel 17 Absatz 2 EUV). Zudem legt der Rat
auf Vorschlag der Kommission und nach Anhoérung des Européischen Parlaments
und des Rechnungshofs die Einzelheiten und das Verfahren fest, nach denen die
Haushaltseinnahmen dem EU-Haushalt zur Verfigung gestellt werden (Artikel 322
Absatz 2 AEUV).

c. Beziehungen zu Drittstaaten

Auf der Grundlage eines Mandats des Rates handelt die Kommission gemaf3
Artikel 207 und 218 AEUYV internationale Abkommen aus, die dem Rat anschlie3end
zum Abschluss vorgelegt werden. Dazu zahlen die Verhandlungen Uber den Beitritt
zur Europaéischen Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten
(Artikel 6 Absatz 2 EUV). Im Bereich der AuBen- und Sicherheitspolitik ist der Hohe
Vertreter fUr die Aushandlung von Abkommen zustandig. Gemal Artikel 50 EUV und
Artikel 218 Absatz 3 AEUV legt die Kommission zudem Empfehlungen zur Aufnahme
von Verhandlungen Uber einen Austritt aus der EU vor.
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2. Beschrankte Initiative: Befugnis zur Abgabe von Empfehlungen oder
Stellungnahmen

a. Im Kontext der Wirtschafts- und Wahrungsunion (siehe Arbeitsblatt 2.6.2)

Die Kommission nimmt Aufgaben bei der Gestaltung der Wirtschafts- und
Wahrungsunion (WWU) wahr. Sie legt dem Rat Folgendes vor:

— Empfehlungen zur Ausarbeitung eines Entwurfs fiUr die Grundzige der
Wirtschaftspolitik der Mitgliedstaaten und Verwarnungen im Falle der Gefahr
der Unvereinbarkeit der Wirtschaftspolitik mit diesen Grundzigen (Artikel 121
Absatz 4 AEUV);

— Vorschlage fur eine vom Rat durchgefUhrte Bewertung der Frage, ob in einem
Mitgliedstaat ein UbermafBiges Defizit besteht (Artikel 126 Absatz 6 AEUV);

— Empfehlungen zu den bei Zahlungsbilanzschwierigkeiten eines Mitgliedstaats,
dessen Wahrung nicht der Euro ist, zu ergreifenden MaBnahmen (gemal3
Artikel 143 AEUV);

— Empfehlungen zum Wechselkurs zwischen der gemeinsamen Wahrung und
anderen Wahrungen sowie zu den allgemeinen Leitlinien der Wechselkurspolitik
(gemaB Artikel 219 AEUV) und

— Bewertungen nationaler Strategieplane und Vorstellungen landerbezogener
EntwUrfe von Empfehlungen im Rahmen des Europédischen Semesters.

b. Im Rahmen der Gemeinsamen AulBen- und Sicherheitspolitik

In diesem Bereich fand eine Ubertragung zahlreicher Befugnisse von der Kommission
auf den Hohen Vertreter der Union fir AuBBen- und Sicherheitspolitik und den
Européischen Auswartigen Dienst (EAD) statt. Allerdings kann die Kommission den
Hohen Vertreter dabei unterstUtzen, dem Rat Entscheidungen zur Gemeinsamen
AulBBen- und Sicherheitspolitik zu unterbreiten (Artikel 30 EUV). Der Hohe Vertreter
ist gleichzeitig ein Vizeprasident der Kommission.

B. Kontrollbefugnis in Bezug auf die Umsetzung des Unionsrechts

In den Vertrdgen ist vorgesehen, dass die Kommission fUr die ordnungsgemal3e
Anwendung der Vertrdage und der BeschlUsse zu ihrer Umsetzung Sorge tragt
(abgeleitetes Recht). Sie ist damit die ,HUterin der Vertrage”. Dabei handelt es sich
vor allemum das ,Vertragsverletzungsverfahren” gegeniber den Mitgliedstaaten, das
in Artikel 258 AEUV vorgesehen ist.

C. DurchfUhrungsbefugnisse
1. Befugnisse, die sich aus den Vertragen ergeben
Die Kommission besitzt folgende wichtige Befugnisse:

— die AusfUhrung des Haushaltsplans (Artikel 17 Absatz 1 EUV, Artikel 317 AEUV).
Nach der Verabschiedung des Haushaltsplans leistet jeder Mitgliedstaat ab dem
1. Januar des folgenden Haushaltsjahres die falligen Zahlungen an die EU durch
monatliche Beitrage zum EU-Haushalt, die auf einem Bankkonto im Namen der
Kommission beim nationalen Finanzministerium oder der Zentralbank hinterlegt
werden;
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— die Befugnis, den Mitgliedstaaten die Genehmigung zu erteilen, die
in den Vertrdgen vorgesehenen SchutzmalBBnahmen, insbesondere in
Ubergangszeitrdumen, zu ergreifen (z. B. Artikel 201 AEUV) und

— Befugnisse im Bereich der Durchsetzung der Wettbewerbsregeln, insbesondere
die Kontrolle Uber staatliche Beihilfen gemaf3 Artikel 108 AEUV.

Bei den finanziellen Rettungspaketen, die zur Bekampfung der Schuldenkrise einiger
Mitgliedstaaten geschnirt wurden, tragt die Kommission zudem die Verantwortung
fur die Verwaltung der vom EU-Haushalt getragenen und garantierten Finanzmittel.
Die Kommission ist darUber hinaus befugt, fUr das Abstimmungsverfahren
im Gouverneursrat des Europdischen Stabilitdtsmechanismus (ESM) statt der
Einstimmigkeit eine auBBerordentliche qualifizierte Mehrheit von 85 % vorzusehen,
wenn sie (im Einvernehmen mit der EZB) beschliet, dass ein Beschluss Uber die
Gewahrung einer Finanzhilfe gefasst werden muss, weil andernfalls die wirtschaftliche
oder finanzielle Stabilitdt des Euro-Wahrungsgebiets in Gefahr ware (Artikel 4
Absatz 4 des ESM-Vertrags) (siehe Arbeitsblatt 2.6.8).

2. Vom Parlament und vom Rat Ubertragene Befugnisse

Nach Mal3gabe von Artikel 291 AEUV Ubt die Kommission die Befugnisse aus, die ihr
fUr die DurchfUhrung der vom Parlament und vom Rat verabschiedeten Rechtsakte
Ubertragen wurden.

Im Rahmen des Vertrags von Lissabon wurden neue Regeln und allgemeine
Grundsatze eingefUhrt, ,nach denen die Mitgliedstaaten die Wahrnehmung
der DurchfUhrungsbefugnisse durch die Kommission kontrollieren” (Artikel 291
Absatz 3 AEUV und Verordnung (EU) Nr. 182/2011). Sie ersetzen die frUheren
Ausschussverfahren durch zwei neue Instrumente, namlich das Beratungsverfahren
und das Prifverfahren. Kontrollbefugnisse des Parlaments und des Rates sind formell
vorgesehen; zudem wurde ein Berufungsverfahren fir Konfliktfalle ausgearbeitet.

3. Delegierte Rechtsakte

Mit dem Vertrag von Lissabon wurde zudem eine neue Kategorie
von Rechtsvorschriften eingefUhrt, die zwischen Gesetzgebungs- und
DurchfUhrungsakten angesiedelt ist. Diese delegierten ,Rechtsakte ohne
Gesetzescharakter” (Artikel 290 AEUV) sind ,Rechtsakte [...] mit allgemeiner Geltung
zur Ergidnzung oder Anderung bestimmter nicht wesentlicher Vorschriften des
betreffenden Gesetzgebungsaktes” (auch ,Basisrechtsakt” genannt). Grundsatzlich
verfUgt das Parlament Uber dieselben Kontrollrechte wie der Rat.

D. Regelungs- und Anhérungsbefugnisse

Aufgrund der Vertrage hat die Kommission nur in seltenen Fallen eine umfassende
Regelungsbefugnis. Eine Ausnahme dabei ist Artikel 106 AEUV, wonach die
Kommission berechtigt ist, die Anwendung der EU-Vorschriften fir 6ffentliche
Unternehmen und offentliche Dienstleister von allgemeinem wirtschaftlichem
Interesse sicherzustellen und gegebenenfalls geeignete Richtlinien oder BeschlUsse
an die Mitgliedstaaten zu richten.

Laut den Vertragen hat die Kommission das Recht, in vielen Fallen Empfehlungen zu
unterbreiten oder Berichte und Stellungnahmen vorzulegen. Bei einigen BeschlUssen
istauch ihre Anhérung vorgesehen, so etwa bei BeschlUssen Uber die Aufnahme neuer
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Mitglieder in die Union (Artikel 49 EUV). Die Kommission wird zudem insbesondere
bei Anderungen des Statuts anderer Organe und Einrichtungen angehért, etwa was
das Abgeordnetenstatut des Europaischen Parlaments, das Statut des Europaéischen
BUrgerbeauftragten und das Statut des Gerichtshofs betrifft.

ROLLE DES EUROPAISCHEN PARLAMENTS

Die Kommission ist der wichtigste Ansprechpartner des Parlaments in Fragen
der Rechtsetzung und des Haushalts. Eine parlamentarische Kontrolle des
Arbeitsprogramms der Kommission und seiner AusfUhrung wird immer wichtiger,
weil es um mehr demokratische Legitimitat fUr das politische Handeln der EU geht.
Beim jahrlichen Haushaltsentwurf handelt es sich um einen Vorschlag, in dem der
Haushaltsentwurf enthalten ist, der dem Parlament und dem Rat bis zum 1. September
des Jahres, das dem entsprechenden Haushaltsjahr vorangeht, vorgelegt wird (Jahr n
-1). Die Kommission leitet diesen Vorschlag zum Zwecke der Information auch den
nationalen Parlamenten weiter. DarUber hinaus erstellt die Kommission ihren eigenen
Haushaltsvoranschlag, den sie ebenfalls gesondert an das Parlament und den Rat zur
Genehmigung Ubermittelt. Im Einklang mit Artikel 319 AEUV ist das Parlament befugt,
der Kommission die Entlastung zu erteilen.

Der Eigenmittelbeschluss wird im Einklang mit einem besonderen
Gesetzgebungsverfahren (Artikel 289 Absatz 2 AEUV) auf Vorschlag der Kommission
(Artikel 311 Absatz 2 AEUV) und nach Anhérung des Parlaments gefasst. Wahrend
der Grundsatzbeschluss Uber die Eigenmittel im Rahmen dieses Anhérungsverfahrens
angenommen wird, werden die entsprechenden DurchfUhrungsmaBnahmen (gemaf
Artikel 291 Absatz 2 AEUV) vom Rat nach der Zustimmung des Parlaments auf der
Grundlage eines Vorschlags der Kommission verabschiedet (Artikel 311 Absatz 3
AEUV).

Die Europaische Kommission sollte wahrend der gesamten Mandatsdauver im
standigen Dialog mit dem Europaischen Parlament stehen, beginnend mit den
Anhoérungen der designierten Kommissionsmitglieder und im Anschluss zwecks der
spezifischen Verpflichtungen, die wahrend dieser Anhérungen eingegangen werden,
der Halbzeitbewertung dieser Verpflichtungen und dem systematisch strukturierten
Dialog mit spezifischen ParlamentsausschUssen.

Gemal3 dem Vertrag von Maastricht, der durch den Vertrag von Lissabon erweitert
wurde, verfigt das Européische Parlament Uber ein Recht auf gesetzgeberische
Initiative, das es ihm ermodglicht, die Kommission aufzufordern, einen Vorschlag
zu unterbreiten. Das Europédische Parlament hat ebenfalls die Maoglichkeit,
Berichterstattungsanforderungen in seinen Rechtsvorschriften einzufUhren, wodurch
die Europdische Kommission dazu verpflichtet wird, DurchfGhrungsberichte
vorzulegen.

In manchen Fallen kommt die Europaische Kommission den Aufforderungen des
Europaischen Parlaments zur Vorlage von Vorschldagen nicht nach (wie beispielsweise
in dem Fall der Empfehlung des Européischen Parlaments vom 15. Juni 2023 an den
Rat und die Kommission nach der PrUfung von behaupteten Versté3en gegen das
Unionsrecht und Missstanden bei der Anwendung desselben im Zusammenhang mit
dem Einsatz von Pegasus und &hnlicher Uberwachungs- und Spahsoftware) oder
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verzogert die Vorlage wichtiger DurchfUhrungsberichte (z. B. die Vorlage des ersten
Berichts Uber die Anwendung und Wirkungsweise der Richtlinie zum Datenschutz bei
der Strafverfolgunglil).

Nachdem der DurchfUhrungsbeschluss (EU) 2016/1250 der Kommission Uber die
Angemessenheit des von der EU-US-Vereinbarung Uber den Datenaustausch
gebotenen Schutzes durch das Urteil im Schrems-lI-Fall fUr ungUltig erklart wurde,
da der Verdacht bestand, dass Unionsbirger beim transatlantischen Datenaustausch
nicht geschitzt wirden, kritisierte das Parlament, dass die Kommission die Beziehung
zu den Vereinigten Staaten Uber die Interessen der Unionsbirger gestellt habe und
dass die Kommission dementsprechend die Verteidigung des EU-Rechts einzelnen
BUrgern Uberlassen habel2l. Trotz dieser Kritik und einer weiteren EntschlieBung
des Parlaments, in der festgestellt wurde, dass der Datenschutzrahmen EU-USA
kein gleichwertiges Datenschutzniveau bietet, nahm die Kommission am 10. Juli
2023 ihren dritten Beschluss Uber die Angemessenheit des Schutzniveaus des
Datenschutzrahmens EU-USA fiUr personenbezogene Daten an.

Diese Kurzdarstellung wurde von der Fachabteilung Burgerrechte und konstitutionelle
Angelegenheiten des Europaischen Parlaments erstellt.

Pablo Abril Marti / Mariusz Maciejewski
04/2024

[1]Vogiatzogloy, P., u. a., ,Assessment of the implementation of the Law Enforcement Directive” (Bewertung der
DurchfUhrung der Richtlinie zum Datenschutz bei der Strafverfolgung). Veréffentlicht von der Fachabteilung BUrgerrechte und
konstitutionelle Angelegenheiten, Européisches Parlament, Dezember 2022.

[2]EntschlieBung des Européaischen Parlaments vom 20. Mai 2021 zu dem Urteil des Gerichtshofs der Européischen Union

vom 16. Juli 2020 — Data Protection Commissioner gegen Facebook Ireland Limited und Maximilian Schrems (,Schrems II") —
Rechtssache C-311/18.
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https://www.europarl.europa.eu/factsheets/de
https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/TA-9-2023-0204_DE.html
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32023D1795
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/740209/IPOL_STU(2022)740209_EN.pdf
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A52021IP0256
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A52021IP0256
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A52021IP0256

	Die Europäische Kommission
	Rechtsgrundlage
	Geschichtlicher Überblick
	Zusammensetzung und Rechtspersönlichkeit
	Organisation und Arbeitsweise
	Befugnisse
	Rolle des Europäischen Parlaments


